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Subjektive Umverteilungspräferenzen in 
Deutschland: Wunsch und Wirklichkeit

Judith Niehues, März 2019

Zusammenfassung
Befragungsdaten deuten auf einen mehrheitlichen Wunsch hin, der Staat solle die 
Einkommensunterschiede in Deutschland verringern. Besonders im vergangenen 
Jahrzehnt hat sich die subjektive Umverteilungspräferenz weiter erhöht. Der ver-
stärkte Wunsch nach sozialem Ausgleich vollzog sich losgelöst von der tatsächlichen 
Entwicklung der Verteilungsverhältnisse, die sich seit 2005 kaum verändert haben. 
Zwar sieht auch in anderen Ländern die Mehrheit der Bürger den Staat in der Ver-
antwortung, die Einkommensunterschiede zwischen Arm und Reich abzubauen. 
Unter den Ländern mit hohem Wohlstand ist der Wunsch in Deutschland allerdings 
überdurchschnittlich ausgeprägt – und das, obwohl es unter den OECD-Staaten 
nur wenige Länder gibt, die faktisch eine höhere Umverteilung durch staatliche 
Abgaben und Transfers erreichen. Bei detaillierter Betrachtung der Umverteilungs-
präferenzen zeigt sich ein vergleichsweise geringes Interesse für die Ausweitung 
von Ausgaben, von denen zielgerichtet weniger privilegierte Gruppen profitieren 
würden. Auf der Abgabenseite wird von der Breite der Bevölkerung zwar eine höhere 
Progression der Belastung gewünscht. Jedoch deuten weitere Umfrageergebnisse 
darauf hin, dass die bisherige Umverteilungswirkung des Einkommensteuersystems 
deutlich unterschätzt wird. Gleichzeitig weisen Umfragen durchaus auf eine aus-
geprägte Präferenz für erkennbare Einkommensunterschiede hin, wenn diese für 
leistungsgerecht gehalten werden. Neben den konventionellen Ungleichheitskenn-
ziffern wäre ein stärkerer Fokus auf Maße der Chancen- und Leistungsgerechtigkeit 
somit sinnvoll, da sich darin eher widerspiegeln kann, ob die umgesetzten Politiken 
die wahrgenommene Ungerechtigkeit im Sinne der Wahlberechtigten adressieren.

Stichwörter: Umverteilung, Umverteilungspräferenz, Einkommensverteilung
JEL-Klassifikation: D31, D63, H20
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Subjektive Umverteilungswünsche
Es ist ein robuster Befund auch auf Basis unterschiedlicher Befragungsdaten, dass 
die Mehrheit der deutschen Bevölkerung die Einkommensunterschiede hierzulan-
de als zu groß empfindet. Gemäß der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der So-
zialwissenschaften (ALLBUS) des Jahres 2014 gaben gut 68 Prozent der Befragten 
an, dass sie eher nicht oder überhaupt nicht zustimmen, dass die sozialen Unter-
schiede in Deutschland im Großen und Ganzen gerecht sind. Zu Zeiten der Finanz-
krise im Jahr 2008 empfanden sogar 75 Prozent der Befragten die sozialen Unter-
schiede als eher ungerecht – der Höchstwert seit Befragungsbeginn. In der Umfra-
ge zur Zukunft des Wohlfahrtsstaates der Friedrich-Ebert-Stiftung im Jahr 2015 
waren 82 Prozent der wahlberechtigten Bevölkerung der Meinung, dass die soziale 
Ungleichheit in Deutschland mittlerweile zu hoch ist (Heinrich et al., 2016). Engel-
hardt und Wagener (2018) fragten explizit nach dem Wunsch der Befragten, die 
Ungleichheit in Deutschland zu reduzieren. Gemäß ihrer Online-Befragung im 
Februar 2015 gaben 83 Prozent der Befragten an, dass es mehr Anstrengungen 
geben sollte, um die Ungleichheit zu reduzieren. Nur 11 Prozent äußerten sich 
zufrieden mit dem Status quo und 6 Prozent empfanden die Anstrengungen zur 
Ungleichheitsreduktion als zu hoch. Der Wunsch nach mehr Umverteilung zeigt 
sich in der Untersuchung von Engelhardt und Wagener (2018) zudem sehr  homo-
gen über alle Einkommensgruppen verteilt. 

Auch wenn das exakte Ausmaß variiert, deuten die Befragungsdaten somit recht 
eindeutig auf einen mehrheitlichen subjektiven Wunsch hin, die Einkommensun-
terschiede zu verringern. Allerdings bleibt unklar, von welchem Niveau der Un-
gleichheit und Umverteilung die Befragten jeweils ausgehen und durch welche 
Maßnahmen die Ungleichheitsreduktion erreicht werden soll. In der vorliegenden 
Analyse werden die konkreten subjektiven Umverteilungspräferenzen spezifischer 
in den Blick genommen sowie mit der tatsächlichen Ungleichheit und Umverteilung 
in Deutschland kontrastiert.

Entwicklung der Umverteilungspräferenzen in Deutschland 
Die Daten zur subjektiven Umverteilungspräferenz gehen auf das Modul zur Rolle 
der Regierung im Rahmen des International Social Survey Programme (ISSP) zu-
rück. Dies ist eine internationale Erhebung zu unterschiedlichen sozialwissen-
schaftlich relevanten Themen, deren Daten und Dokumentationen über die  



81

IW-Trends 1/2019 
Umverteilung

IW-Trends 1/2019 
Umverteilung

Online-Plattform ZACAT der Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infrastruktur-
einrichtungen (GESIS) bereitgestellt werden. Das Modul zur Rolle der Regierung 
wurde in den Jahren 1985, 1990, 1996, 2006 und 2016 erhoben. Im Jahr 1985 
nahmen sechs Länder an der Befragung teil, im Jahr 2016 waren es 35 Länder 
unterschiedlicher Entwicklungsniveaus aus aller Welt. In den meisten Ländern 
wurden mindestens rund 1.000 Personen befragt. Der Stichprobenumfang in 
Deutschland lag im Jahr 2016 bei 1.706 Personen. Befragte in Ostdeutschland 
wurden bewusst überrepräsentiert, um auch Auswertungen getrennt nach Ost und 
West zu ermöglichen. In den Ergebnissen werden dann gewichtete Daten ausge-
wiesen, um die Überrepräsentation wieder auszugleichen.

Wie in der Literatur üblich (aktuell z. B. Gimpelson/Treisman, 2018) wird die Ein-
schätzung zu der Aussage, dass es „in der Verantwortlichkeit des Staates liegen 
sollte, die Einkommensunterschiede zwischen Arm und Reich abzubauen“ als In-
dikator für die Zustimmung zu staatlicher Umverteilung verwendet. Die Frage er-
laubt jedoch nur einen partiellen Einblick in die tatsächliche Umverteilungspräfe-
renz, da zum einen die Kosten der Umverteilung in Form von höheren Steuern nicht 
berücksichtigt werden und es zum anderen keinen eindeutigen Referenzpunkt für 
die Einkommensunterschiede oder Umverteilungshöhe gibt. Trotzdem kann be-
sonders die zeitliche Entwicklung der Zustimmung zu der Aussage innerhalb eines 
Landes aufschlussreich sein. Abbildung 1 verdeutlicht, dass es in den ersten vier 
Befragungen zur Rolle der Regierung (1985, 1990, 1996 und 2006) zunächst nur 
kleinere Schwankungen im durchschnittlichen Antwortverhalten gibt. Der Wert für 
1985 bezieht sich allein auf Westdeutschland. Zwischen 2006 und 2016 steigt die 
Zustimmung dann allerdings erkennbar von knapp 70 Prozent der Befragten auf 
rund 79,5 Prozent und liegt in der Nähe der in der Einleitung zitierten Befragungs-
ergebnisse. Eine regionale Differenzierung lässt erkennen, dass die Zustimmung 
zur staatlichen Intervention in die Einkommensverteilung in Ostdeutschland zu 
allen Befragungszeitpunkten deutlich höher ausfällt. Dies zeigt sich besonders in 
der extremen Antwortkategorie: Im Jahr 2016 waren 46 Prozent der Ostdeutschen 
der Meinung, dass es „auf jeden Fall“ in der Verantwortlichkeit des Staates liegt, 
die Einkommensunterschiede abzubauen, gegenüber 29 Prozent in Westdeutsch-
land. Bei alleiniger Betrachtung Westdeutschlands ging die Umverteilungspräferenz 
zwischen 1985 und 1990 leicht zurück.
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Abbildung 1: http://dl.iwkoeln.de/index.php/s/KP9iaDKGTXF5frT

Auch die weniger aktuellen Ergebnisse der Module zur sozialen Ungleichheit des 
ISSP deuten in einer ähnlichen Frageformulierung darauf hin, dass zwischen 1999 
und 2009 mehr Deutsche es als Aufgabe des Staates sahen, die Einkommensun-
terschiede zu verringern. Der Anteil derjenigen, der diese Unterschiede in Deutsch-
land als zu groß empfindet, ist in diesem Zeitraum ebenfalls gestiegen. Die Befunde 
könnten einerseits das subjektive Empfinden widerspiegeln, dass die Ungleichheit 
gestiegen ist, und andererseits, dass ein ähnliches Niveau an Ungleichheit von der 
Bevölkerung als zunehmend problematisch wahrgenommen wird.

Entwicklung von Ungleichheit und staatlicher Umverteilung
Mit Blick auf die subjektiven Umverteilungspräferenzen gibt es eine gewisse Evidenz 
dafür, dass Einkommensunterschiede kritischer betrachtet werden und der Staat 
stärker in der Verantwortung gesehen wird, die Einkommensungleichheit in 
Deutschland zu verringern. Es ist naheliegend, den veränderten subjektiven Ein-
stellungen die empirisch messbare Entwicklung von Einkommensungleichheit und 
staatlicher Umverteilung gegenüberzustellen. 

Entwicklung der Umverteilungspräferenzen in Deutschland
Anteil der Antwortkategorien1) an allen validen Antworten in Prozent 

1) Einschätzung zu der Aussage: „Es sollte in der Verantwortlichkeit des Staates liegen, die Einkommens-
unterschiede zwischen Arm und Reich abzubauen.“ 
2) 1985 nur Westdeutschland.
Quellen: ISSP 2016; Institut der deutschen Wirtscha�
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Die Höhe staatlicher Umverteilung wird in der Regel mittels der absoluten oder 
relativen Ungleichheitsreduktion durch das Abgaben- und Transfersystem gemes-
sen (s. ausführlich Niehues, 2013). Häufig wird hierfür die Ungleichheit der Brut-
toeinkommen (ohne Renten, Sozialtransfers und vor Abzug staatlicher Abgaben 
wie Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitnehmer sowie Einkommensteuer inklu-
sive Solidaritätszuschlag) mit der Ungleichheit nach Abzug von Abgaben und 
Hinzufügung der Transfers verglichen. Das entspricht beispielsweise dem Vorgehen 
von Felbermayr et al. (2016) auf Basis der Ungleichheitsdatenbank der Organisa-
tion for Economic Co-operation and Development (OECD). Durch sequenzielles 
Hinzufügen der Renten und Transfers sowie Subtrahieren der Abgaben illustriert 
Abbildung 2 neben der gesamten Umverteilungswirkung des Abgaben- und Trans-
fersystems zusätzlich die umverteilende Wirkung der einzelnen Komponenten. In 
der Berechnung auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) umfasst das 
Bruttoeinkommen neben regelmäßigen und unregelmäßigen Arbeitseinkommen, 
Kapital- und Vermögenseinkommen auch Nettomietvorteile aus selbstgenutztem 
Wohneigentum. Wie bei Eurostat oder dem Statistischen Bundesamt werden mit-
tels der sogenannten modifizierten OECD-Skala unterschiedliche Bedarfe je nach 
Haushaltsgröße berücksichtigt.

Abbildung 2 verdeutlicht, dass sich zwischen 1991 und 1997 zunächst die Umver-
teilungswirkung durch staatliche Transfers, Renten, aber auch durch Abgaben und 
Steuern erhöht hat. Die Umverteilungswirkung der Transferzahlungen wie dem 
Kinder- oder Arbeitslosengeld stieg – zeitgleich mit dem Anstieg der Arbeitslosigkeit 
– weiter bis 2005 an. Die Umverteilungswirkung der Steuern ging hingegen zwischen 
Mitte der 1990er Jahre und 2005 leicht zurück, die der Renten veränderte sich in 
diesem Zeitraum praktisch nicht. Zwischen 2005 bis 2015 zeigten sich nur noch 
geringfügige Änderungen bei den Verteilungskennziffern. Die Ungleichheit der 
Bruttoeinkommen vor staatlicher Umverteilung lag im Jahr 2015 etwas niedriger 
als 2005, die der Nettoeinkommen bewegte sich nahezu auf dem gleichen Niveau 
wie 2005. Eine Erklärung für die geringere Umverteilungswirkung der Renten kann 
in der geringeren Bedeutung gesetzlicher Renten bei den Einkommen der Älteren 
im letzten Jahrzehnt liegen (Kochskämper/Niehues, 2017). Da es sich bei den 
Renten vorrangig um eine beitragsfinanzierte Versicherungsleistung handelt, 
stehen diese allerdings nicht im Vordergrund dieser Umverteilungsbetrachtung. 
Die Umverteilungswirkung durch Abgaben und Sozialtransfers hat sich zwischen
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Abbildung 2: http://dl.iwkoeln.de/index.php/s/d73DGadP55B7t5b

2005 und 2015 nur geringfügig geändert und dürfte maßgeblich durch die verän-
derte Verteilung der Markteinkommen bestimmt sein. Bei den Transfers ist die 
stabile Entwicklung vor dem Hintergrund des starken Rückgangs der Arbeitslosen-
geldzahlungen im letzten Jahrzehnt eher überraschend.

Abbildung 2 stellt allerdings nur eine Approximation der staatlichen Umvertei-
lungswirkung dar, da beispielsweise Arbeitgeberbeiträge zu den Sozialversiche-
rungen, nichtmonetäre Transferleistungen sowie die Umverteilungswirkung der 
Mehrwertsteuer außen vor bleiben. Bei zusätzlicher Berücksichtigung der Arbeit-
geberbeiträge sowie der Mehrwertsteuer auf Basis einer integrierten Datenbasis 
des SOEP und der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) zeigen sich im 
Zeitraum 2005 bis 2015 ebenfalls kaum Veränderungen in den effektiven Umver-
teilungswirkungen der einzelnen Komponenten des Steuer- und Transfersystems 
(Bach et al., 2016, 32 ff.). Dies gilt zwischen 2008 und 2015 auch dann, wenn durch 
zusätzliche Integration der Einkommensteuerstatistik sehr hohe Einkommen in 

Einkommensungleichheit und staatliche Umverteilung
Gini-Koe�izienten der bedarfsgewichteten Einkommen1) vor und nach Abgaben, 
Renten und Transfers2)    

Angaben für 1983 bis 1990 Westdeutschland.
1) Bedarfsgewichtete Einkommen (modifizierte OECD-Skala). Nominale Größen.
2) Jeweils nominale Werte.
Quellen: SOEP v33.1; Institut der deutschen Wirtscha�
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den Daten berücksichtigt werden (Bach et al., 2016, 37 ff.). Durch die Ergänzung 
steigt allerdings das Niveau der Ungleichheit. Beispielsweise wächst  der Gini- 
Koeffizient der bedarfsgewichteten Nettoeinkommen im Jahr 2015 von 0,29 auf 
0,34. Durch Abzug der Mehrwertsteuer erhöht sich die Ungleichheit jeweils um 
ungefähr 0,02 bis 0,03 Punkte. Auch deren Umverteilungswirkung hat sich im ver-
gangenen Jahrzehnt kaum verändert.

Als weitere approximative Indikatoren für die Bedeutung der Umverteilungsinstru-
mente können die Steuer- und Sozialausgabenquoten herangezogen werden. Der 
Anteil der direkten Steuern, von denen die größte Progressionswirkung zu erwar-
ten ist, stieg von 2005 bis 2015 um 1,7 Prozentpunkte auf 12,4 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts (BIP). Bis 2016 legte er weiter auf 12,9 Prozent zu. Die Sozialleis
tungsquote erhöhte sich trotz der positiven Wirtschafts- und Beschäftigungsent-
wicklung im vergangenen Jahrzehnt sogar leicht.

Im Zeitraum der stärksten Zunahme des Wunschs nach mehr Umverteilung hat 
sich somit weder die zugrunde liegende Ungleichheit noch die Höhe der staatlichen 
Umverteilung wesentlich verändert. Zwei mögliche Erklärungen liegen nahe: Zum 
einen ist es denkbar, dass im Zuge der positiven Wirtschafts- und Beschäftigungs-
entwicklung ein ähnliches Ungleichheitsniveau als weniger akzeptabel angesehen 
wird als beispielsweise im Jahr 2005. Zum anderen könnte es sein, dass die Bürger 
eine andere Wahrnehmung bezüglich der Wohlstands-, Ungleichheits- und Um-
verteilungsentwicklung in Deutschland haben. Eine telefonische Repräsentativbe-
fragung im Frühsommer 2017 im Auftrag des Presse- und Informationsamts der 
Bundesregierung (2017) offenbart, dass 62 Prozent der Bundesbürger der Auffas-
sung sind, die Einkommensunterschiede haben in den letzten Jahren eher zuge-
nommen. Weitere 84 Prozent der Befragten stimmen eher oder voll und ganz zu, 
dass es immer mehr Mitbürger gibt, die auf staatliche Hilfen angewiesen sind.

Im Gegensatz zu der wahrgenommenen Entwicklung zeigen amtliche Statistiken, 
dass die Gesamtheit der Grundsicherungsempfänger (SGB II und SGB XII) im Zeit-
raum 2006 bis 2016 im Zuge der positiven Beschäftigungsentwicklung nahezu 
kontinuierlich – insgesamt um rund 1 Million – zurückgegangen ist. Der Befund, 
dass eine Mehrheit eine Verschlechterung der Verteilungsverhältnisse in den letz-
ten Jahren vermutet, deckt sich mit den Ergebnissen aus anderen Befragungsquel-
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len. Diese bieten somit Evidenz dafür, dass die Entwicklung im vergangenen 
Jahrzehnt kritischer wahrgenommen wurde, als es die empirisch messbaren 
Kennziffern nahelegen. Inwiefern zusätzlich ein sensibleres Ungleichheitsempfin-
den zu dem stärkeren Umverteilungswunsch beigetragen hat, lässt sich anhand 
der verfügbaren Daten nicht aufschlüsseln.

Umverteilung und Umverteilungspräferenzen im internationalen Vergleich
Im Folgenden wird untersucht, ob der mehrheitliche Umverteilungswunsch auch 
in anderen Ländern zu beobachten ist und inwiefern subjektive Umverteilungs-
präferenzen mit der Höhe der tatsächlichen Umverteilung zusammenhängen. Von 
der Theorie her ist sowohl ein positiver als auch ein negativer Zusammenhang 
plausibel: Eine hohe Umverteilungspräferenz könnte über den politischen Prozess 
zu einer hohen tatsächlichen Umverteilung führen, eine geringe Umverteilung den 
Wunsch nach sozialem Ausgleich verstärken.

Abbildung 3 zeigt, dass es unter den betrachteten OECD-Ländern mit Finnland, 
Belgien und Frankreich nur drei Länder gibt, die durch die in der Income Distribu-
tion Database der OECD betrachteten Abgaben und Transfers eine höhere Ungleich-
heitsreduktion als Deutschland erreichen. Wird nur die erwerbsfähige Bevölkerung 
der 18- bis 65-Jährigen betrachtet, um den Sondereffekt der Renten außen vor zu 
lassen, fällt die Umverteilungswirkung in sieben Ländern höher aus. Deutschland 
gehört folglich zu den Ländern mit sehr hoher effektiver Umverteilung. Mit Blick 
auf die subjektive Umverteilungspräferenz lässt sich festhalten, dass in allen der 
hier betrachteten Länder die Mehrheit der Bevölkerung den Staat in der Verant-
wortung sieht, die Einkommensunterschiede zu reduzieren. Dabei gibt es durchaus 
Länder, in denen der Staat stärker in der Verantwortung gesehen wird, die Einkom-
mensungleichheit zu verringern, als in Deutschland. Mit Blick auf die Länder mit 
vergleichsweise hohem Wohlstand fällt der subjektive Umverteilungswunsch in 
Deutschland gleichwohl erkennbar überdurchschnittlich aus.

In den kontinentaleuropäischen Ländern Frankreich und Belgien zeigt sich eine 
sehr ähnliche Kombination. Als relativ einheitliche Gruppe lassen sich ebenfalls 
die Länder des angelsächsischen Sprachraums identifizieren, innerhalb derer eine 
geringe Präferenz für staatlichen Ausgleich mit einer geringen tatsächlichen Um-
verteilung einhergeht. Auch Dänemark gehört zu den Ländern mit vergleichsweise
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Abbildung 3: http://dl.iwkoeln.de/index.php/s/qnbiKqn63QEmxBG

geringer Umverteilungspräferenz und grenzt sich damit deutlich von den übrigen 
skandinavischen Ländern ab. In den osteuropäischen Staaten Slowenien, Slo-
wakische Republik und Ungarn ist der Wunsch nach staatlicher Ungleichheitsre-
duktion besonders groß – in der Tschechischen Republik hingegen gering. Insge-
samt deutet die Gegenüberstellung der beiden Größen darauf hin, dass es im in-
ternationalen Vergleich keinen systematischen Zusammenhang zwischen dem 
Wunsch nach staatlichem Austausch und der Höhe der Ungleichheitsreduktion 
durch staatliche Umverteilung gibt. Es lassen sich allerdings Ländergruppen mit 
ähnlichen Kombinationen identifizieren. Der Korrelationskoeffizient zwischen den 
beiden Maßen liegt bei den Ländern mit einem BIP pro Kopf von mehr als 20.000 
US-Dollar bei –0,16 und ist statistisch nicht signifikant. Nicht einmal das Vorzeichen 
der Beziehung zwischen den beiden Größen ist robust. Bei zusätzlicher Berück-
sichtigung der Entwicklungsländer Südafrika und Indien ist die Beziehung stärker 

Umverteilungspräferenzen und tatsächliche Umverteilung 
Ungleichheitsreduktion durch staatliche Umverteilung1) in Prozentpunkten und 
Umverteilungspräferenzen2) in Prozent  

Die Abbildung ist auf Länder mit einem BIP pro Kopf im Jahr 2016 von mehr als 20.000 US-Dollar 
(auf Kaufkra­paritätenbasis) begrenzt.   
1) Angaben für 2015. Die Daten für Australien, Ungarn, Island und Neuseeland beziehen sich auf 2014, 
für Japan auf 2012, für Russland auf 2011.  
2) Anteil der Befragten, die es in der Verantwortlichkeit des Staates sehen, die Einkommensunterschiede zu 
reduzieren. Angaben für 2016.  
Quellen: ISSP 2016; OECD; Institut der deutschen Wirtscha­  
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negativ ausgeprägt, bei Begrenzung auf Länder mit einem BIP pro Kopf von mehr 
als 25.000 US-Dollar wird der Korrelationskoeffizient leicht positiv und bleibt wei-
terhin statistisch nicht signifikant.

Auch die OECD (2019, 46 f.) kommt auf Basis einer Befragung im Jahr 2018 zu dem 
Ergebnis, dass es nahezu keinen Zusammenhang zwischen der Höhe der Ungleich-
heitsreduktion durch Umverteilung und landesspezifischen Einschätzungen zu der 
Frage „Soll die Regierung die Reichen stärker besteuern als derzeit, um die Armen 
zu unterstützen?“ gibt. Mit einer Zustimmung in Höhe von 77 Prozent fällt auch 
gemäß dieser Befragung die Umverteilungspräferenz in Deutschland überdurch-
schnittlich aus, trotz des bereits jetzt vergleichsweise hohen Umverteilungsniveaus 
und der gegenüber den übrigen OECD-Staaten unterdurchschnittlichen Nettoein-
kommensungleichheit.

Welche Ausgaben sollten erhöht werden?
Nach der Beurteilung des Ausmaßes der Umverteilungswünsche geben die Daten 
des ISSP 2016 ebenfalls Aufschluss über die Präferenzen bezüglich der Intensität 
staatlichen Handelns. Für unterschiedliche Bereiche sollten die Befragten angeben, 
ob die Regierung dafür mehr oder weniger Geld ausgeben sollte. Im Fragetext steht 
zusätzlich der Hinweis, dass die Befragten bedenken sollen, dass „sehr viel höhere 
Ausgaben auch höhere Steuern erfordern können“. Neben eher wohlfahrtsstaatli-
chen Bereichen wie dem Gesundheits- und Bildungswesen, der Rente und Arbeits-
losenunterstützung wurden ebenfalls Kategorien wie Umweltschutz, Polizei und 
Strafverfolgung, Verteidigung sowie Kunst und Kultur abgefragt. Die Antwortmög-
lichkeiten folgen einer sogenannten symmetrischen Likert-Skala mit fünf Stufen 
von 1 (sehr viel mehr) bis 5 (sehr viel weniger). In Abbildung 4 wird die zeitliche 
Entwicklung des Anteils der Befragten ausgewiesen, der sich eine Erhöhung der 
Ausgaben in der jeweiligen Kategorie wünscht.

Die höchste Präferenz für eine Ausgabenausweitung liegt im Bereich Bildungswe-
sen. Dieser Wunsch hat sich in den letzten 30 Jahren zudem erkennbar erhöht. Im 
Jahr 2016 wünschten sich fast 83 Prozent der Westdeutschen und sogar knapp  
91 Prozent der Ostdeutschen mehr oder sehr viel mehr Ausgaben im Bildungs- 
wesen.
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Abbildung 4: http://dl.iwkoeln.de/index.php/s/Nwxz5pMg82LcYkt

Grundsätzlich ist die Präferenz für höhere Ausgaben in den meisten Kategorien in 
Ostdeutschland ausgeprägter als in Westdeutschland. Ausnahmen stellen Ausga-
ben für den Umweltschutz und für die Verteidigung dar. Der beobachtbare Rückgang 
der Ausgabenpräferenz in vielen Bereichen zwischen 1990 und 1996 würde bei 
alleiniger Betrachtung Westdeutschlands daher noch höher ausfallen. Im Folge-
zeitraum zeigt sich in den meisten Bereichen dagegen ein stärkerer Wunsch nach 
höheren Ausgaben. Dies fällt besonders im Zeitraum 2006 bis 2016 für den Bereich 
Polizei und Strafverfolgung auf. Auch in den Bereichen Gesundheit, Renten und 
Pensionen spricht sich eine Mehrheit der Befragten für eine Ausweitung der Aus-
gaben aus. Für den Bereich der Arbeitslosenunterstützung, der in dieser Auswahl 
am deutlichsten auf eine Unterstützung des unteren Einkommensbereichs hin-
deutet, gibt es keine mehrheitliche Zustimmung für eine Ausgabenausweitung in 
der Bevölkerung und kaum eine Bewertungsänderung über die Zeit.

Präferenzen für Ausgabenänderungen in Deutschland
Anteil der Befragten, die höhere Ausgaben1) in den genannten Kategorien befürworten, 
in Prozent

Die Bereiche sind nach der höchsten Ausgabenpräferenz im Jahr 2016 sortiert. 
1985 und 1990: Westdeutschland. 
1) Anteil der Befragten mit validen Antworten, die  „mehr“ oder „sehr viel mehr“ Ausgaben präferieren.
Quellen: ISSP 2016; Institut der deutschen Wirtscha�

1985 1990 1996 2006 2016

Abbildung 4

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

Bild
ungswesen

Polizei/S
tra

fverfo
lgung

Gesundheitswesen

Renten/Pensionen

Umwelts
chutz

Arbeitslosenunterstützung

Kultu
r/K

unst

Verte
idigung

http://dl.iwkoeln.de/index.php/s/Nwxz5pMg82LcYkt


90

IW-Trends 1/2019 
Umverteilung

In der eingangs zitierten Studie zur Zukunft des Wohlfahrtsstaates der Fried-
rich-Ebert-Stiftung sind die abgefragten Ausgabenkategorien noch eindeutiger und 
differenzierter auf wohlfahrtsstaatliche Bereiche ausgerichtet (Heinrich et al., 2016; 
Abbildungen 8 und 9). Strukturell sind die Ergebnisse indes sehr ähnlich. Die größ-
te Mehrheit spricht sich dort für Ausgabenausweitungen im Bildungswesen aus 
(91 Prozent für Schulen), dicht gefolgt von Pflegeeinrichtungen (87 Prozent). Drin-
genden Handlungsbedarf sehen die wahlberechtigten Befragten ebenfalls bei In-
vestitionen in Kindertagesstätten (80 Prozent), Hochschulen und Universitäten (73 
Prozent), im sozialen und kommunalen Wohnungsbau (71 Prozent) sowie bei den 
Renten und Pensionen (67 Prozent). Deutlich weniger Handlungsbedarf sehen sie 
hingegen bei den Ausgaben für das Arbeitslosengeld I und bei Hartz IV. Mit jeweils 
33 Prozent sind dies die einzigen Bereiche, in denen sich keine Mehrheit der Be-
fragten für eine Erhöhung der Ausgaben ausspricht.

Die Ergebnisse der Befragung der Friedrich-Ebert-Stiftung ähneln sehr der Befra-
gung des Allensbach Instituts zu den Einstellungen der „Generation Mitte“ aus dem 
Jahr 2016 (IfD-Allensbach, 2016). Gefragt nach den Maßnahmen, die wichtig sind, 
um Deutschland gerechter zu machen, fand die Maßnahme „Hartz IV erhöhen“ nur 
geringen Zuspruch (23 Prozent). Vergleichbar niedrige Zustimmungswerte erreich-
ten die Maßnahmen „Migranten besser fördern“ (27 Prozent) und das „bedingungs-
lose Grundeinkommen“ (30 Prozent). Am wichtigsten erachteten die befragten 
30- bis 59-Jährigen „gleiche Leistung – gleiches Geld“ (72 Prozent), „Steuer-
schlupflöcher schließen“ (71 Prozent) und „Löhne höher als Sozialhilfe“ (70 Pro-
zent). Auch die übrigen Befragungsergebnisse deuteten auf eine sehr mehrheitliche 
und ausgeprägte Präferenz für Leistungs- und Chancengerechtigkeit gegenüber 
einer Ergebnis- oder Verteilungsgerechtigkeit hin. So waren 72 Prozent der  
Befragten der Auffassung, dass „viel Geld für viel Leistung“ gerecht sei und 66 
Prozent, dass es gerecht sei, wenn „Arbeitslose deutlich weniger [Geld] bekommen“.

Präferenzen in Bezug auf die Abgabenlastverteilung
Ein elementares Element zur Finanzierung der wohlfahrtsstaatlichen Leistungen 
sind Steuern und Abgaben, die über die Verteilung der Abgabenlast auf unterschied-
liche Einkommensgruppen gleichzeitig als Umverteilungsinstrument wirken. Im 
ISSP wird dieser Aspekt über Einschätzungen zur gewünschten Abgabenbelastung 
niedriger, mittlerer und hoher Einkommen erfasst. Die Befragten sollten einschät-
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zen, ob sie die Gesamtheit der Steuern und Abgaben wie Lohn- und Einkommen-
steuer, Mehrwertsteuer, Sozialversicherung sowie andere Abgaben für bestimmte 
Einkommensbereiche als viel zu hoch (1), zu hoch (2), ungefähr richtig (3), zu 
niedrig (4) oder viel zu niedrig (5) empfanden. Da eine höhere Umverteilungsprä-
ferenz bei niedrigen und hohen Einkommen mit unterschiedlichen Vorzeichen 
einhergeht, wird die symmetrische Likert-Skala im Folgenden vereinfachend nu-
merisch ausgewertet. Bei ordinaler Interpretation der Skala und getrennter Be-
trachtung der verschiedenen Antwortanteile resultieren sehr ähnliche Ergebnisse.

Der durchschnittliche Skalenwert von 3,7 bei der Einschätzung der Abgabenbelas
tung bei hohen Einkommen deutet darauf hin, dass die Belastung im oberen Bereich 
im Durchschnitt eher als zu niedrig empfunden wird. Der Wert 2,1 bei niedrigen 
Einkommen bedeutet, dass die Belastung im unteren Bereich in noch stärkerem 
Ausmaß als zu hoch beurteilt wird (Abbildung 5). Aus der Querschnittsbetrachtung 
des Jahres 2016 ergibt sich somit tendenziell der Wunsch nach einer stärkeren 
Progression der Abgabenbelastung. Der Anteil derjenigen, der die Gesamtbelastung 
für die jeweiligen Einkommen als zu hoch empfindet, ist seit der Verfügbarkeit der 
Frage im Jahr 1996 für alle Bereiche gesunken. Im unteren Einkommensbereich 

Abbildung 5: http://dl.iwkoeln.de/index.php/s/27eCptBix2XgfZq

Einschätzung der Abgabenbelastung für Einkommensbereiche
Mittelwert einer fünfstufigen Likert-Skala mit 1 (viel zu hoch) bis 5 (viel zu niedrig) 
zur Bewertung der Abgabenhöhe1) 

1) Zugrunde liegende Frage: „Wie würden Sie im Großen und Ganzen die Steuern (alle Steuern und Abgaben wie 
Lohn-/Einkommensteuer, Mehrwertsteuer, Sozialversicherung) in Deutschland heute bewerten?“ Bewertung für
unterschiedliche Einkommensbereiche.
Quellen: ISSP 2016; Institut der deutschen Wirtscha�
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spricht dies für eine geringere Umverteilungspräferenz, da im Jahr 1996 noch  
84 Prozent der Bundesbürger eine Entlastung geringer Einkommen wünschten und 
im Jahr 2016 dieser Anteil auf gut 75 Prozent zurückging. Bei den höheren Einkom-
men deuten die Befunde auf eine gestiegene Umverteilungspräferenz. Bei der 
Abfrage gilt es allerdings zu beachten, dass es unklar ist, ob die Befragten über eine 
korrekte Einschätzung der Abgabenlast verfügen. Gleichzeitig bleibt offen, wo die 
(subjektiven) Grenzen zwischen niedrigen, mittleren und hohen Einkommen für 
die Befragten verlaufen.

Vermutete Einkommensteuerbelastung
Eine Befragung von 717 Personen zum wirtschaftlichen Wissen der Bundesbürger 
der Wochenzeitung Die Zeit in Zusammenarbeit mit dem Bonner briq-Institut für 
Verhalten und Ungleichheit im Jahr 2017 legt nahe, dass zumindest bei der Belas-
tung durch die Einkommensteuer falsche Vorstellungen herrschen. Im Median der 
Antworten vermuteten die Befragten beispielsweise, dass ein Alleinstehender bei 
einem zu versteuernden Jahreseinkommen von 10.000 Euro 2.000 Euro Einkom-
mensteuer zahlen müsse, bei 20.000 Euro steuerpflichtigem Jahreseinkommen 
4.000 Euro (Abbildung 6). Tatsächlich sind es rund 180 Euro respektive knapp 2.660 
Euro. Die Einkommensteuerlast bei niedrigen Einkommen wird somit stark über-
schätzt. Bei Jahreseinkommen ab 50.000 bis 100.000 Euro liegen die Befragten im 
Median hingegen recht nah an der tatsächlichen Belastung. Anders sieht es bei der 
wahrgenommenen Belastung von Einkommensmillionären aus. Die Befragten 
vermuten im Median eine Einkommensteuerlast in Höhe von 350.000 Euro. Tat-
sächlich liegt diese bei knapp 460.000 Euro und damit oberhalb der von den Be-
fragten gewünschten Einkommensteuerbelastung in Höhe von 400.000 Euro für 
Einkommensmillionäre.

Auch wenn die Befragung eindeutig auf die Einkommensteuerbelastung des zu 
versteuernden Einkommens eines Alleinstehenden abzielt, könnten die Ergebnisse 
dadurch verzerrt sein, dass die Befragten die Belastung mit den Sozialabgaben 
vermischen. Zudem könnte der Begriff „zu versteuerndes Einkommen“ im oberen 
Einkommensbereich missverstanden werden, weil es im oberen Einkommensbe-
reich größere Unterschiede zwischen dem Gesamtbetrag der Einkünfte und dem 
zu versteuernden Einkommen gibt. Relevant ist allerdings der Befund der Befra-
gung, dass die gewünschte Steuerbelastung eines Jahreseinkommens von 100.000 
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Abbildung 6: http://dl.iwkoeln.de/index.php/s/yR4sL8BwJXMMjEB

Euro mit 25.000 Euro deutlich unterhalb der geschätzten Steuerbelastung in Höhe 
von 35.000 Euro liegt. Im Median wünschen sich die Befragten somit für dieses zu 
versteuernde Einkommen eine Reduktion der Steuerbelastung um rund 30 Prozent. 
Dies ist insofern bedeutsam, da man beispielsweise im Jahr 2014 (aktueller Wert) 
mit einem zu versteuernden Einkommen von 100.000 Euro bereits zu den reichsten 
1,6 Prozent der Steuerpflichtigen gehörte (BMF, 2018).

Bei einem Alleinstehenden lässt sich vergleichsweise einfach das entsprechende 
monatliche Nettoeinkommen berechnen, das mehr als 4.600 Euro beträgt. Somit 
liegt es in der Bandbreite des 2,5-Fachen des Medians der bedarfsgewichteten 
Nettoeinkommen der Gesamtbevölkerung und über der Grenze zu den relativen 
Einkommensreichen, die nur noch rund 4 Prozent der Bevölkerung überschreiten 
(Niehues, 2017). Bei einem zu versteuernden Einkommen in Höhe von  
1 Million Euro wünschen sich die Befragten hingegen eine Erhöhung gegenüber 
der vermuteten Steuerbelastung.

Vermutete, gewünschte und tatsächliche Steuerbelastung 
in Deutschland
Steuerbelastung1) im Jahr 2017 in Abhängigkeit von dem zu versteuernden Jahreseinkommen 
in Euro

1) Zugrunde liegende Frage: „Hier geht es um das Thema Einkommensteuer. Stellen Sie sich nun bitte eine 
alleinstehende Person ohne Kinder vor. Wie viele Euro Einkommensteuer muss diese Person ungefähr bezahlen bei 
einem zu versteuernden Jahreseinkommen von … Euro?“ Denken Sie dabei bitte an das zu versteuernde Jahres-
einkommen, also das Jahreseinkommen, bei dem abzugsfähige Ausgaben bereits abgezogen sind. 
Ergebnisse einer Umfrage der Wochenzeitung Die Zeit in Zusammenarbeit mit dem Bonner briq-Institut (n = 717).
Quellen: Altmann et al., 2018; Institut der deutschen Wirtscha�
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Insgesamt liegt es nahe, dass Unwissenheit über die Höhe der Belastung bestimm-
ter Einkommensgruppen vorherrscht. Ebenso fallen die Grenzen zwischen niedrigen 
und hohen Einkommen sehr unterschiedlich aus. Darüber hinaus zeigt die empi-
rische Forschung zur Einschätzung der eigenen Einkommensposition in der Ge-
sellschaft recht robust, dass besonders Menschen mit hohen Einkommen ihre 
Position stark unterschätzen. Anknüpfende Experimente bieten zudem Evidenz 
dafür, dass Befragte von ihrem zuvor geäußerten Umverteilungswunsch abweichen, 
wenn sie darauf hingewiesen werden, dass sie selbst zu denjenigen gehören wer-
den, die die zusätzlichen Leistungen finanzieren müssen (Engelhardt/Wagener, 
2018).

Widersprüchliche Umverteilungspräferenzen und deren Implikationen
Die Befragungsergebnisse signalisieren einen mehrheitlichen und während des 
letzten Jahrzehnts zunehmenden Wunsch, dass der Staat die Einkommensunter-
schiede reduzieren solle. Auch in anderen Ländern wünschen sich die meisten 
Bürger eine stärkere Ungleichheitsreduktion durch den Staat. In Deutschland ist 
diese Präferenz jedoch überdurchschnittlich ausgeprägt, obwohl nur wenige Län-
der eine höhere staatliche Umverteilung aufweisen. Allerdings deuten die Befra-
gungen robust darauf hin, dass die Bundesbürger die Entwicklung der letzten 
Jahre negativer wahrgenommen haben, als es die stabilen Verteilungsverhältnisse 
des vergangenen Jahrzehnts nahelegen. Bei einer detaillierteren Betrachtung der 
Umverteilungspräferenzen zeigt sich eine hohe Präferenz für eine Erhöhung staat-
licher Ausgaben, von der aber vornehmlich die Mitte und obere Mitte der Gesell-
schaft profitieren würden. Die Solidarität für Arbeitslose und Migranten ist ver-
gleichsweise gering. Darüber hinaus offenbart sich ein starker und zunehmender 
Wunsch einer stärkeren Belastung hoher Einkommen. Eine Einschätzung zu der 
Verteilung der Abgabenlast der Einkommensteuer deutet jedoch darauf hin, dass 
die Abgabenbelastung im unteren Bereich deutlich überschätzt wird, im sehr hohen 
Einkommensbereich (Einkommensmillionäre) hingegen unterschätzt. Gleichzeitig 
wünschen sich die Befragten noch bei einem vergleichsweise hohen Jahresein-
kommen von 100.000 Euro eine signifikante Steuerentlastung.

Die Daten lassen somit zwar einen abstrakten Wunsch nach mehr Umverteilung 
erkennen. Aus der Umsetzung der konkreten Umverteilungspräferenzen ist hinge-
gen keine Reduktion der Ungleichheit zu erwarten. Vielmehr zeigt sich eine starke 
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Präferenz für Leistungsgerechtigkeit. Gleichzeitig verdeutlicht die Befragung der 
Friedrich-Ebert-Stiftung den begrenzten Ausgabenspielraum für Verteilungspoli-
tiken, denn es zeigt sich zwar „einerseits der Wunsch nach weiterer Expansion des 
Wohlfahrtsstaates, andererseits begrenzte und vor allem selektive Akzeptanz hö-
herer Beteiligung bei der Finanzierung“ (Heinrich et al., 2016, 7). Ein Artikel zu der 
Generation-Mitte-Studie fasste die teils paradoxen Ergebnisse treffend zusammen 
„Arm und Reich sollen sich annähern - aber ohne Umverteilung. Die Gesellschaft 
soll sozial gerechter werden - aber die Einkommen sollen sich deutlich unterschei-
den“ (Diekmann, 2016). 

Sicherlich sind die Ergebnisse aufgrund unterschiedlicher subjektiver Interpreta-
tionsspielräume vorsichtig zu bewerten. Gleichwohl deutet sich in den Befragungs-
ergebnissen an, dass sich in der Gesellschaft ein Problemempfinden verfestigt hat, 
welches die Politik aufgrund der in sich paradoxen Präferenzen kaum zur Zufrie-
denheit der Bürger wird lösen können. Um damit möglicherweise verbundene 
politische Entfremdungstendenzen zu vermeiden, ist eine sachliche Aufklärung 
über die Verteilungsverhältnisse und besonders das Wissen über die eigene Ein-
ordnung in die gesellschaftliche Verteilung wichtig. Viele wünschen sich eine höhere 
Belastung „hoher Einkommen“, sind sich aber nicht bewusst, dass sie selbst bereits 
zu den höheren Einkommensgruppen gehören. Da leistungsgerechte Einkommens-
unterschiede gemäß Umfragen durchaus gewünscht sind, sollten neben konven-
tionellen Ungleichheitsmaßen stärker Maße der Chancen- und Leistungsgerech-
tigkeit in der Debatte eine Rolle spielen, da diese eher den mehrheitlichen Gerech-
tigkeitspräferenzen der Bevölkerung entsprechen. Darin könnte sich dann wider-
spiegeln, ob die umgesetzten Politiken die wahrgenommenen Gerechtigkeitsde-
fizite im Sinne der Wahlberechtigten adressieren.
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Subjective Redistribution Preferences in Germany: Popular Will and Politi-
cal Reality
Survey data suggest that a majority of Germans want the government to reduce income disparities. 
This subjective preference for redistribution has increased markedly in the past decade, regardless of 
the actual development of distribution ratios, which have hardly changed since 2005. Germany is by 
no means the only country in which the majority of citizens hold the state responsible for reducing the 
income gap between rich and poor. Yet in Germany this desire for equality is above the rich-country 
average, even though few OECD countries actually achieve a greater level of redistribution through 
government levies and transfers. A detailed examination of redistribution preferences reveals little 
interest in expanding expenditure expressly designed to benefit less privileged groups. Where taxes 
are concerned, the broad population favours a greater degree of progression. However, further survey 
results suggest that the redistributive effect already achieved by the income tax system is considerably 
underestimated. At the same time, polls indicate a marked preference for recognisable income diffe-
rences as long as they are seen to be justified by performance. It would therefore make sense, while 
not ignoring conventional inequality indicators, to focus more closely on measures of equality of op-
portunity and rewards for performance, as this would make clearer whether the policies implemented 
really address the perceived deficits in fairness that interest voters.
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